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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1967 Ausgegeben am 14. Juli 1967 53. Stück

2 1 7 . Bundesgesetz: Zuckergesetz
2 1 8 . Bundesgesetz: Stärkegesetz
2 1 9 . Bundesgesetz: Ausgleichsabgabegesetz
2 2 0 . Bundesgesetz: Übertragung der durch Sicherheitsorgane zu versehenden Grenzüberwachung

und Grenzkontrolle auf Bedienstete der Zollämter und der Zollwache
2 2 1 . Bundesgesetz: Abänderung des Finanzausgleichsgesetzes 1967
2 2 2 . Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Punzierungsgesetzes
2 2 3 . Bundesgesetz: Kraftfahrzeugsteuergesetz-Novelle 1967
2 2 4 . Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes, betreffend die Finanzierung der Autobahn

Innsbruck—Brenner
2 2 5 . Bundesgesetz: Abänderung des Fernsprechbetriebs-Investitionsgesetzes
2 2 6 . Verordnung: Erlassung einer Geschäftsordnung des Landesverteidigungsrates

2 1 7 . Bundesgesetz vom 21. Juni 1967 über
die Erhebung eines Abschöpfungsbetrages bei
der Einfuhr von Zuckerrüben, Melasse und

Zucker (Zuckergesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Anläßlich der Einfuhr der in Abs. 2
angeführten Waren wird ein Abschöpfungsbetrag
erhoben. Der zur Erhebung gelangende Ab-
schöpfungsbetrag ist eine ausschließliche Bundes-
abgabe.

(2) Der Abschöpfung unterliegen die Waren
der Zolltarifnummern:

a) 12.04 A Zuckerrüben, auch in Schnitzeln
b) 17.01 Rüben- und Rohrzucker, fest
c) 17.02 D Kunsthonig, auch mit natürlichem

Honig gemischt
d) 17.02 E Farbzucker
e) 17.02 F Invertzucker
f) 17.02 G Anderer Zucker
g) 17.03 Melasse, auch entfärbt
h) 17.05 Zucker, Sirup und Melasse, mit

Aromen oder Farbstoffen versetzt,
einschließlich Vanille- oder Va-
nillinzucker, ausgenommen Frucht-
säfte mit beliebigem Zuckerzusatz.

(3) Für die Einreihung einer Ware nach Abs. 2
gelten die Bestimmungen des Zolltarifgesetzes
1958, BGBl. Nr. 74, in der jeweils geltenden
Fassung.

(4) Soweit in diesem Bundesgesetz zwischen
Rohzucker und Weißzucker unterschieden wird,

ist unter Rohzucker Zucker mit einer Polarisa-
tion von 97'5 v. H. oder weniger und unter
Weißzucker Zucker mit einer Polarisation von
mehr als 97'5 v. H. zu verstehen.

(5) Für die in Abs. 2 angeführten Waren sind
die nach Maßgabe der zolltarifarischen Bestim-
mungen vorgesehenen allgemeinen oder vertrags-
mäßigen Einfuhrzölle nicht zu erheben.

(6) Diesem Bundesgesetz unterliegen jene im
Abs. 2 angeführten Waren nicht,

a) die nach einem in einer Anmerkung des
Zolltarifes 1958 vorgesehenen begünstigten
Zollsatz abzufertigen sind oder für die
nach einer Anmerkung des Zolltarifes 1958
im Rahmen des gesetzlich eingeräumten
freien Ermessens eine Zollermäßigung oder
Zollfreistellung bewilligt worden ist,

b) für die ein Abschöpfungssatz gemäß § 2
nicht festgesetzt ist.

§ 2. (1) Der Abschöpfungssatz ergibt sich aus
dem Unterschied zwischen dem Schwellenpreis
nach § 3 und dem Frei-Grenze-Preis nach § 4.
Er ist nach Maßgabe der nachstehenden Absätze
durch das Bundesministerium für Finanzen in
Schilling je 100 kg Eigengewicht der eingeführten
Ware durch Verordnung festzusetzen.

(2) Der Abschöpfungssatz ist für Rüben- und
Rohrzucker der Zolltarifnummer 17.01 — ge-
trennt für Rohzucker und Weißzucker — sowie
für Melasse der Zolltarifnummer 17.03 festzu-
setzen. Wird nach den Ermittlungen des Bundes-
ministeriums für Handel, Gewerbe und Industrie
Weißzucker mit einer höheren Polarisation als
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99'9 v. H. in einer solchen Menge und unter
solchen Umständen eingeführt, daß hiedurch für
die inländischen Erzeuger ungleiche Wett-
bewerbsbedingungen entstehen, so ist der Ab-
schöpfungssatz für Weißzucker durch einen um
10 v. H. erhöhten Abschöpfungssatz zu ersetzen.

(3) Der Abschöpfungssatz für Zuckerrüben der
Zolltarifnummer 12.04 A ist mit 12 v. H. des
Abschöpfungssatzes für Weißzucker festzusetzen.

(4) Der Abschöpfungssatz für alle anderen
diesem Bundesgesetz unterliegenden Waren ist
mit dem gleichen Betrag wie für Weißzucker
festzusetzen.

(5) Ändern sich die für die Festsetzung des Ab-
schöpfungssatzes maßgeblichen Preise (§§ 3
und 4) so weit, daß sich daraus eine Erhöhung
oder Verminderung von mehr als 5 v. H. des
Abschöpfungssatzes ergibt, so ist der Ab-
schöpfungssatz neu festzusetzen.

(6) Liegt der Erwerbspreis einer eingeführten
Ware frei österreichische Grenze unter dem Frei-
Grenze-Preis gemäß § 4, so ist der Unterschieds-
betrag zwischen diesen beiden Preisen zusätzlich
abzuschöpfen. Dies gilt auch für Waren, für die
im Zeitpunkt der Entstehung der Abgabenschuld
ein Erwerbspreis nicht vorliegt, deren zu einem
späteren Zeitpunkt erzielter Verkaufspreis, rück-
gerechnet frei österreichische Grenze, aber unter
dem für den bereits erhobenen Abschöpfungs-
betrag maßgeblichen Frei-Grenze-Preis liegt. Die
Abgabenschuld für diesen zusätzlichen Ab-
schöpfungsbetrag entsteht kraft Gesetzes im
gleichen Zeitpunkt wie die Abgabenschuld für
den bei der Einfuhr solcher Waren zu erheben-
den Abschöpfungsbetrag und wird mit ihrer Be-
kanntgabe fällig. Diese Abgabenschuld entsteht
für den Verfügungsberechtigten im Sinn des Zoll-
gesetzes 1955, BGBl. Nr. 129, und im selben
Zeitpunkt auch für den Warenempfänger, falls
dieser in der schriftlichen Warenerklärung oder
bei mündlicher Warenerklärung im zollamtlichen
Abfertigungsbefund genannt ist. Der Verfügungs-
berechtigte kann sich von der für ihn entstan-
denen Abgabenschuld durch den Nachweis be-
freien, daß der Warenempfänger die Ware über-
nommen hat.

(7) Die Verordnungen gemäß den vorstehen-
den Absätzen sind im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" kundzumachen und treten, sofern nicht
ein späterer Zeitpunkt festgesetzt ist, mit dem
Beginn des auf den Tag ihres Erscheinens fol-
genden Tages in Kraft.

§ 3. (1) Als Schwellenpreis für Weißzucker gilt
der behördlich festgesetzte Fabriksabgabepreis für
Normalkristallzucker in Großhandelspackungen,
vermehrt um einen Pauschalbetrag in der Höhe
von 10 v. H. dieses Preises sowie um die Fracht-
kosten der Österreichischen Bundesbahnen zum
15-Tonnen-Tarif der Österreichischen Bundes-
bahnen für die Strecke vom Zentrum des Haupt-

erzeugungsgebietes (Wien) zum Zentrum des ent-
ferntest gelegenen Verbrauchsgebietes (Bregenz)
und vermindert um den im behördlich fest-
gelegten Fabriksabgabepreis für Normalkristall-
zucker in Großhandelspackungen enthaltenen
Frachtausgleichsbetrag. Ist der Fabriksabgabepreis
behördlich nicht festgesetzt, so ist dem Schwellen-
preis der vom Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft ermittelte durchschnittliche
Zuckerfabriksabgabepreis für das dem Zeitpunkt
der Festsetzung des Abschöpfungssatzes vorher-
gegangene Kalendervierteljahr zugrunde zu legen.
In Ermangelung einer behördlichen Preisbestim-
mung für Zucker ist der Berechnung des Fracht-
ausgleichsbetrages für je 100 kg Zucker der Be-
trag zugrunde zu legen, der im letzten Viertel-
jahr vor Wegfall der behördlichen Preisbestim-
mung für Zwecke des Frachtenausgleiches für je
100 kg Zucker einbehalten worden ist; nachträg-
lich eingetretene Änderungen des Frachttarifes
sind hiebei zu berücksichtigen.

(2) Als Schwellenpreis für Rohzucker gilt der
mit dem Koeffizienten von 0'9 multiplizierte
Schwellenpreis für Weißzucker.

(3) Als Schwellenpreis für Melasse gilt der be-
hördlich festgesetzte Fabriksabgabepreis für die
von den Zuckerfabriken an die Industrie und an
das Gewerbe gelieferte Melasse mit einer Polari-
sation von 50 v. H., vermehrt um einen Pau-
schalbetrag in der Höhe von 10 v. H. dieses
Preises sowie um die Frachtkosten der Öster-
reichischen Bundesbahnen zum 15-Tonnen-Tarif
der Österreichischen Bundesbahnen für die
Strecke vom Zentrum des Haupterzeugungs-
gebietes (Wien) zum Zentrum des entferntest ge-
legenen Verbrauchsgebietes (Bregenz). Ist der
Fabriksabgabepreis behördlich nicht festgesetzt,
so ist dem Schwellenpreis der vom Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft er-
mittelte durchschnittliche Zuckerfabriksabgabe-
preis an die Industrie und an das Gewerbe für
das dem Zeitpunkt der Festsetzung des Ab-
schöpfungssatzes vorhergegangene Kalendervier-
teljahr zugrunde zu legen.

(4) Die Schwellenpreise sind durch das Bundes-
ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie
im Einvernehmen mit den Bundesministerien
für Land- und Forstwirtschaft und für Finanzen
zu ermitteln.

§ 4. (1) Als Frei-Grenze-Preis gilt der auf
Grund der günstigsten Einkaufsmöglichkeit auf
dem Weltmarkt und unter Zugrundelegung der
günstigsten Frachtmöglichkeit errechnete Er-
werbspreis frei österreichische Grenze.

(2) Als günstigste Einkaufsmöglichkeit auf dem
Weltmarkt gilt die nachstehend angeführte je-
weils billigste Notierung:

a) für Rohzucker die Notierung der New
Yorker Börse für Rohzucker;



53. Stück — Ausgegeben am 14. Juli 1967 — Nr. 218 1335

b) für Weißzucker die Notierung der Pariser
Weißzuckerbörse;

c) für Melasse der Durchschnitt der Notierun-
gen in der Bundesrepublik Deutschland des
vorangegangenen letzten Kalenderviertel-
jahres.

(3) Beruhen die verfügbaren Notierungen ge-
mäß Abs. 2 nicht auf der für den Schwellenpreis
maßgebenden Qualität, so sind sie dem bestehen-
den Qualitätsunterschied entsprechend zu berich-
tigen.

(4) Die Frei-Grenze-Preise sind durch das Bun-
desministerium für Handel, Gewerbe und In-
dustrie im Einvernehmen mit den Bundes-
ministerien für Land- und Forstwirtschaft und
für Finanzen zu ermitteln.

(5) Preise in ausländischer Währung sind nach
dem für die Umrechnung zur Ermittlung des
Zollwertes gemäß § 9 Wertzollgesetz 1955, BGBl.
Nr. 60, festgesetzten Kurs (Zollwertkurs) auf
österreichische Schilling umzurechnen.

§ 5. (1) Die Erhebung des Abschöpfungs-
betrages obliegt den Zollämtern. Das Bundes-
ministerium für Finanzen kann durch Verord-
nung die sachliche Zuständigkeit einzelner Zoll-
ämter zur Erhebung dieser Abgabe ausdehnen
oder einschränken, wenn dies zur Vereinfachung
des Verfahrens oder zur Vermeidung besonderer
Schwierigkeiten erforderlich ist.

(2) Auf die Erhebung des Abschöpfungsbetrages
finden § 6 des Zolltarifgesetzes 1958 und, soweit
in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt
ist, die für den Zoll geltenden gesetzlichen Vor-
schriften sinngemäß Anwendung.

(3) Der Verfügungsberechtigte hat in der
Warenerklärung (§ 52 Zollgesetz 1955) auch alle
für die Erhebung der in diesem Bundesgesetz
geregelten Abgabe erforderlichen Angaben, ins-
besondere über die Menge sowie die Art und
Beschaffenheit der Waren, zu machen, sofern diese
Angaben nicht bereits auf Grund der zollrecht-
lichen Bestimmungen in der Warenerklärung ge-
macht worden sind.

(4) Die Erhebung des Abschöpfungsbetrages
von Waren, die aus der Zollfreizone in das
übrige Zollgebiet verbracht werden, richtet sich
nach Art und Beschaffenheit, Menge und Wert
dieser Waren im Zeitpunkt ihrer Einbringung in
die Zollfreizone. Dies gilt auch dann, wenn die
Waren durch eine Behandlung in der Zollfrei-
zone eine Änderung erfahren haben.

§ 6. Die Bestimmungen des Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommens, BGBl. Nr. 254/1951,
des Übereinkommens zur Errichtung der Euro-
päischen Freihandelsassoziation, BGBl. Nr. 100/
1960, und des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten
der Europäischen Freihandelsassoziation und der
Republik Finnland, BGBl. Nr. 193/1961, alle in

der jeweils geltenden Fassung, und die sich auf
diese zwischenstaatlichen Abkommen gründenden
Rechtsvorschriften werden durch dieses Bundes-
gesetz nicht berührt. Für Waren, die einem Ver-
tragszollsatz nach diesen Abkommen unterliegen,
ist der Abschöpfungssatz daher höchstens mit
dem bei Anwendung dieses Vertragszollsatzes zur
Erhebung gelangenden Betrag festzusetzen.

§ 7. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Finanzen
betraut, sofern die Abs. 2, 3 und 4 nichts anderes
bestimmen.

(2) Mit der Vollziehung des § 2 Abs. 2 ist das
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und
Industrie betraut.

(3) Mit der Vollziehung des § 3 Abs. 1 und 3
ist das Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft betraut.

(4) Mit der Vollziehung der § § 3 Abs. 4 und
4 Abs. 4 ist das Bundesministerium für Handel,
Gewerbe und Industrie im Einvernehmen mit
den Bundesministerien für Land- und Forstwirt-
schaft und für Finanzen betraut.

§ 8. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Oktober
1967 in Kraft.

Jonas
Klaus Schmitz Bock Schleinzer

218 . Bundesgesetz vom 21. Juni 1967 über
die Erhebung eines Abschöpfungsbetrages
und einer Ausgleichsabgabe bei der Einfuhr,
von Stärke und von Stärkeprodukten

(Stärkegesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Anläßlich der Einfuhr der im Abs. 2
angeführten Waren wird ein Abschöpfungs-
betrag, anläßlich der Einfuhr der im Abs. 3 an-
geführten Waren eine Ausgleichsabgabe erhoben.
Der zur Erhebung gelangende Abschöpfungs-
betrag und die zur Erhebung gelangende Aus-
gleichsabgabe sind ausschließliche Bundesabgaben.

(2) Der Abschöpfung unterliegen die Waren
der Zolltarifnummer:
ex 11.08 Stärke und Stärkemehl

(3) Der Ausgleichsabgabe unterliegen die
Waren der Zolltarifnummern:

a) 17.02 A Stärkezucker (Traubenzucker,
Glykose, Dextrose)

b) 19.04 Tapioka und Sago, einschließlich
der ähnlichen Zubereitungen aus
Kartoffelstärke

c) 38.19 C 1 Bindemittel für Gießereikerne
auf der Grundlage von Stärke
und Dextrin

d) 39.06 C 2b Wasserlösliche Stärkeäther und
Stärkeester.
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(4) Für die Einreihung einer Ware nach Abs. 2
und 3 gelten die Bestimmungen des Zolltarif-
gesetzes 1958, BGBl. Nr. 74, in der jeweils gel-
tenden Fassung.

(5) Für die in den Abs. 2 und 3 angeführten
Waren sind die nach Maßgabe der zolltarifarischen
Bestimmungen vorgesehenen allgemeinen oder
vertragsmäßigen Einfuhrzölle nicht zu erheben.

(6) Diesem Bundesgesetz unterliegen jene im
Abs. 2 und 3 angeführten Waren nicht,

a) die nach einem in einer Anmerkung des
Zolltarifes 1958 vorgesehenen begünstigten
Zollsatz abzufertigen sind oder für die nach
einer Anmerkung des Zolltarifes 1958 im
Rahmen des gesetzlich eingeräumten freien
Ermessens eine Zollermäßigung oder Zoll-
freistellung bewilligt worden ist,

b) für die ein Abschöpfungssatz bzw. ein be-
weglicher Teilbetrag gemäß §§ 2 oder 3
nicht festgesetzt ist.

§ 2. (1) Der Abschöpfungssatz ergibt sich aus
dem Unterschied zwischen dem Schwellenpreis
nach § 4 und dem Frei-Grenze-Preis nach § 5.
Er ist nach Maßgabe der Abs. 2 bis 4 durch das
Bundesministerium für Finanzen in Schilling je
100 kg Eigengewicht der eingeführten Ware
durch Verordnung festzusetzen.

(2) Der Abschöpfungssatz für Waren der Zoll-
tarifnummer 11.08 A gilt auch für Waren der
Zolltarifnummer 11.08 E, jener für Waren der
Zolltarifnummer 11.08 B auch für Waren der
Zolltarifnummer 11.08 D.

(3) Ändern sich die für die Festsetzung des
Abschöpfungssatzes maßgeblichen Preise (§§ 4
und 5) so weit, daß sich daraus eine Erhöhung
oder Verminderung von mehr als 5 v. H. des
Abschöpfungssatzes ergibt, so ist der Ab-
schöpfungssatz neu festzusetzen.

(4) Liegt der Erwerbspreis einer eingeführten
Ware frei österreichische Grenze unter dem Frei-
Grenze-Preis gemäß § 5, so ist der Unterschieds-
betrag zwischen diesen beiden Preisen zusätzlich
abzuschöpfen. Dies gilt auch für Waren, für die
im Zeitpunkt der Entstehung der Abgabenschuld
ein Erwerbspreis nicht vorliegt, deren zu einem
späteren Zeitpunkt erzielter Verkaufspreis, rück-
gerechnet frei österreichische Grenze, aber unter
dem für den bereits erhobenen Abschöpfungs-
betrag maßgeblichen Frei-Grenze-Preis liegt. Die
Abgabenschuld für diesen zusätzlichen Ab-
schöpfungsbetrag entsteht kraft Gesetzes im
gleichen Zeitpunkt wie die Abgabenschuld für
den bei der Einfuhr solcher Waren zu erheben-
den Abschöpfungsbetrag und wird mit ihrer Be-
kanntgabe fällig. Diese Abgabenschuld entsteht
für den Verfügungsberechtigten im Sinn des
Zollgesetzes 1955, BGBl. Nr. 129, und im selben
Zeitpunkt auch für den Warenempfänger, falls
dieser in der schriftlichen Warenerklärung oder

bei mündlicher. Warenerklärung im zollamtlichen
Abfertigungsbefund genannt ist. Der Verfügungs-
berechtigte kann sich von der für ihn entstan-
denen Abgabenschuld durch den Nachweis be-
freien, daß der Warenempfänger die Ware über-
nommen hat.

(5) Die Verordnungen gemäß den vorstehen-
den Absätzen sind im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" kundzumachen und treten, sofern nicht
ein späterer Zeitpunkt festgesetzt ist, mit Beginn
des auf den Tag ihres Erscheinens folgenden
Tages in Kraft.

§ 3. (1) Die Ausgleichsabgabe setzt sich aus
einem festen Teilbetrag (Schutzelement), der
20 v. H. des Zollwertes beträgt, und aus einem
beweglichen Teilbetrag zusammen.

(2) Der bewegliche Teilbetrag ist nach dem
Abschöpfungssatz (§ 2) für Waren der Zolltarif-
nummer 11.08 A auf Grund des Stärkeeinsatzes
für Warenhauptgruppen festzulegen. Der Stärke-
einsatz ist jene Stärkemenge, die nach den Er-
mittlungen des Bundesministeriums für Handel,
Gewerbe und Industrie zur Herstellung der der
Ausgleichsabgabe unterworfenen Ware erforder-
lich ist. Der bewegliche Teilbetrag ist durch das
Bundesministerium für Finanzen in Schilling je
100 kg Eigengewicht der eingeführten Ware
durch Verordnung festzusetzen.

(3) Ändert sich der für die Festsetzung des be-
weglichen Teilbetrages maßgebliche Abschöp-
fungssatz um mehr als 15 v. H., so ist der
bewegliche Teilbetrag neu festzusetzen.

(4) Die Verordnungen gemäß den vorstehen-
den Absätzen sind im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" kundzumachen und treten, sofern nicht
ein späterer Zeitpunkt festgesetzt ist, mit dem
Beginn des auf den Tag ihres Erscheinens folgen-
den Tages in Kraft.

§ 4. (1) Als Schwellenpreis für Waren der Zoll-
tarifnummer 11.08 gilt die Notierung an der
Börse für landwirtschaftliche Produkte in Wien
für Stärke inländischer Erzeugung, in 15-Tonnen-
Ladungen frachtfrei Empfangsstation, vermehrt
um einen Pauschalbetrag in der Höhe von 5 v. H.
dieses Preises. Hiebei gilt die Notierung für
Waren der Zolltarifnummer 11.08 A auch für die
Waren der Zolltarifnummer 11.08 E und die No-
tierung für Waren der Zolltarifnummer 11.08 B
auch für Waren der Zolltarifnummer 11.08 D.
Der Berechnung ist der Durchschnitt der No-
tierungen in dem Kalendervierteljahr zugrunde
zu legen, das dem Zeitpunkt der Festlegung des
Abschöpfungssatzes vorhergegangen ist.

(2) Die Schwellenpreise sind durch das Bundes-
ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie
im Einvernehmen mit den Bundesminisferien für
Land- und Forstwirtschaft und für Finanzen zu
ermitteln.



53. Stück — Ausgegeben am 14. Juli 1967 — Nr. 219 1337

§ 5. (1) Als Frei-Grenze-Preis gilt der auf
Grund der günstigsten Einkaufsmöglichkeit auf
dem Weltmarkt errechnete Erwerbspreis frei
österreichische Grenze.

(2) Als günstigste Einkaufsmöglichkeit auf dem
Weltmarkt gilt der auf Grund der Erwerbspreise
der einführenden Mitgliedstaaten der Organi-
sation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung frachtfrei Grenze des ausführenden
Landes, vermehrt um die günstigsten Fracht-
kosten von der Grenze des ausführenden Landes
zur österreichischen Grenze, errechnete niedrigste
Erwerbspreis. Hiebei gelten die Erwerbspreise
für Waren der Zolltarifnummer 11.08 A auch für
Waren der Zolltarifnummer 11.08 E und die Er-
werbspreise für Waren der Zolltarifnummer
11.08 B auch für Waren der Zolltarifnummer
11.08 D.

(3) Beruhen die ermittelten Erwerbspreise nicht
auf den für den Schwellenpreis maßgebenden
Qualitäten, so sind sie dem bestehenden Quali-
tätsunterschied entsprechend zu berichtigen.

(4) Die Frei-Grenze-Preise sind durch das Bun-
desministerium für Handel, Gewerbe und In-
dustrie im Einvernehmen mit den Bundesministe-
rien für Land- und Forstwirtschaft und für Fi-
nanzen zu ermitteln.

(5) Preise in ausländischer Währung sind nach
dem für die Umrechnung zur Ermittlung des
Zollwertes gemäß § 9 Wertzollgesetz 1955, BGBl.
Nr. 60, festgesetzten Kurs (Zollwertkurs) auf
österreichische Schilling umzurechnen.

§ 6. (1) Die Erhebung des Abschöpfungs-
betrages und der Ausgleichsabgabe obliegt den
Zollämtern. Das Bundesministerium für Finanzen
kann durch Verordnung die sachliche Zuständig-
keit einzelner Zollämter zur Erhebung dieser
Abgaben ausdehnen oder einschränken, wenn dies
zur Vereinfachung des Verfahrens oder zur Ver-
meidung besonderer Schwierigkeiten erforderlich
ist.

(2) Auf die Erhebung des Abschöpfungsbe-
trages und der Ausgleichsabgabe finden § 6 des
Zolltarifgesetzes 1958 und, soweit in diesem Bun-
desgesetz nichts anderes bestimmt ist, die für
den Zoll geltenden gesetzlichen Vorschriften sinn-
gemäß Anwendung.

(3) Der Verfügungsberechtigte hat in der
Warenefklärung (§ 52 Zollgesetz 1955) auch alle
für die Erhebung der in diesem Bundesgesetz ge-
regelten Abgaben erforderlichen Angaben, insbe-
sondere über die Menge sowie die Art und Be-
schaffenheit der Waren, zu machen, sofern diese
Angaben nicht bereits auf Grund der zollrecht-
lichen Bestimmungen in der Warenerklärung
gemacht worden sind.

(4) Die Erhebung des Abschöpfungsbetrages
und der Ausgleichsabgabe von Waren, die aus der
Zollfreizone in das übrige Zollgebiet verbracht
werden, richtet sich nach Art und Beschaffenheit,

Menge und Wert dieser Waren im Zeitpunkt
ihrer Einbringung in die Zollfreizone. Dies gilt
auch dann, wenn die Waren durch eine Behand-
lung in der Zollfreizone eine Änderung er-
fahren haben.

§ 7. Die Bestimmungen des Allgemeinen Zoll-
end Handelsabkommens, BGBl. Nr. 254/1951,
des Übereinkommens zur Errichtung der Euro-
päischen Freihandelsassoziation, BGBl. Nr. 100/
1960, und des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten
der Europäischen Freihandelsassoziation und der
Republik Finnland, BGBl. Nr. 193/1961, alle in
der jeweils geltenden Fassung, und die sich auf
diese zwischenstaatlichen Abkommen gründenden
Rechtsvorschriften werden durch dieses Bundes-
gesetz nicht berührt. Für Waren, die einem Ver-
tragszollsatz nach diesem Abkommen unterliegen,
ist der Abschöpfungsbetrag oder die Ausgleichs-
abgabe daher höchstens mit dem bei Anwendung
dieses Vertragszollsatzes zur Erhebung gelangen-
den Betrag festzusetzen.

§ 8. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Finanzen
betraut, sofern die Abs. 2 und 3 nichts anderes
bestimmen.

(2) Mit der Vollziehung des § 3 Abs. 2 zweiter
Satz ist das Bundesministerium für Handel, Ge-
werbe und Industrie betraut.

(3) Mit der Vollziehung der §§ 4 Abs. 2 und 5
Abs. 4 ist das Bundesministerium für Handel,
Gewerbe und Industrie im Einvernehmen mit
den Bundesministerien für Land- und Forstwirt-
schaft und für Finanzen betraut.

§ 9. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Oktober
1967 in Kraft.

Jonas
Klaus Schmitz Bock Schleinzer

2 1 9 . Bundesgesetz vom 21. Juni 1967
über die Erhebung einer Ausgleichsabgabe

(Ausgleichsabgabegesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Anläßlich der Einfuhr der in Abs. 3
angeführten Waren wird eine Ausgleichsabgabe
erhoben. Die zur Erhebung gelangende Aus-
gleichsabgabe ist eine ausschließliche Bundesab-
gabe.

(2) Für die im Abs. 3 angeführten Waren sind
die nach Maßgabe der zolltarifarischen Bestim-
mungen vorgesehenen allgemeinen oder ver-
tragsmäßigen Einfuhrzölle nicht zu erheben, so-
fern in diesem Bundesgesetz nichts anderes be-
stimmt ist.
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(3) Der Ausgleichsabgabe unterliegen

b) die in der Anlage zu diesem Bundesgesetz
angeführten Waren, wenn auf Grund des
Unterschiedes zwischen dem Inlands- be-
ziehungsweise Schwellenpreis und dem Aus-
lands- beziehungsweise Frei-Grenze-Preis
der verwendeten landwirtschaftlichen Vor-
produkte (§ 2 Abs. 4) für die inländischen
Erzeuger nach den Ermittlungen des Bun-
desministeriums für Handel, Gewerbe und
Industrie erhebliche Wettbewerbsverzer-
rungen entstehen. Bei Einbeziehung von
Waren der Zolltarifnummern 35.05 und
38.12 in die Ausgleichsabgaberegelung ist
auch auf die Wettbewerbsbedingungen der
Verarbeitungsbetriebe Bedacht zu nehmen.
Das Bundesministerium für Finanzen hat
im Einvernehmen mit den Bundesmini-
sterien für Handel, Gewerbe und Industrie
und für Land- und Forstwirtschaft
durch Verordnung zu bestimmen, ab wel-
chem Zeitpunkt alle oder einzelne der in
der Anlage zu diesem Bundesgesetz ange-
führten Waren den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes unterworfen werden. Bis
zu diesem Zeitpunkt wird anstelle der Aus-
gleichsabgabe der nach Maßgabe der zoll-
tarifarischen Bestimmungen vorgesehene
allgemeine oder vertragsmäßige Einfuhrzoll
erhoben. Die Anlage bildet einen Teil die-
ses Bundesgesetzes.

(4) Für die Einreihung einer Ware nach Abs. 3
gelten die Bestimmungen des Zolltarifgesetzes
1958, BGBl. Nr. 74, in der jeweils geltenden
Fassung.

(5) Diesem Bundesgesetz unterliegen jene im
Abs. 3 angeführten Waren nicht,

a) die nach einem in einer Anmerkung des
Zolltarifes 1958 vorgesehenen begünstigten
Zollsatz abzufertigen sind oder für die
nach einer Anmerkung des Zolltarifes 1958

im Rahmen des gesetzlich eingeräumten
freien Ermessens eine Zollermäßigung oder
Zollfreistellung bewilligt worden ist,

b) für die ein beweglicher Teilbetrag gemäß
§ 2 nicht festgesetzt ist.

(6) Die Verordnungen nach Abs. 3 lit. b sind
im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundzu-
machen und treten, sofern nicht ein späterer
Zeitpunkt festgesetzt ist, mit Beginn des auf den
Tag ihres Erscheinens folgenden Tages in Kraft.

§ 2. (1) Die Ausgleichsabgabe setzt sich aus
einem festen Teilbetrag (Schutzelement) und aus
einem beweglichen Teilbetrag zusammen.

(2) Der feste Teilbetrag beträgt für Waren der
Zolltarifnummer 17.04 20 v. H.
Zolltarifnummer 18.06 21 v. H.
Zolltarifnummer 19.08 25 v. H.
Zolltarifnummer 20.05 20 v. H.
Zolltarifnummer 23.07 20 v. H.

des Zollwertes.

(3) Der feste Teilbetrag für die in der Anlage
zu diesem Bundesgesetz angeführten Waren wird
vom Bundesministerium für Handel, Gewerbe
und Industrie im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für Land- und Forstwirtschaft
und für Finanzen entsprechend dem Anteil des
Schutzelementes im Zoll zum Zeitpunkt der Ein-
beziehung der Ware gemäß § 1 Abs. 3 lit. b dieses
Bundesgesetzes ermittelt und durch Verordnung
des Bundesministeriums für Finanzen festgesetzt.

(4) Der bewegliche Teilbetrag ergibt sich aus
dem Unterschied zwischen dem Inlands- bzw.
Schwellenpreis nach § 3 und dem Auslands- bzw.
Frei-Grenze-Preis nach § 4 der für die Herstel-
lung der betreffenden Waren üblicherweise be-
nötigten Mengen von Zucker, Getreide, Getreide-
mehl, Stärke, Stärkemehl und Milch (Trocken-
milch) im Sinne des Zolltarifgesetzes. Der beweg-
liche Teilbetrag für die üblicherweise benötigte
Menge von Stärkezucker entspricht dem für diese
Stärkezuckermenge in Betracht kommenden be-
weglichen Teilbetrag gemäß § 3 Abs. 2 Stärke-
gesetz, BGBl. Nr. 218/1967. Der Berechnung des
beweglichen Teilbetrages für Waren der Zoll-
tarifnummer 23.07 ist der gesamte Zuckergehalt
zugrunde zu legen.

(5) Für die der Festsetzung des beweglichen
Teilbetrages zugrunde zu legenden üblicherweise
benötigten Vormaterialien ist von Durchschnitts-
rezepturen auszugehen, die das Bundesministe-
rium für Handel, Gewerbe und Industrie im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für
Land- und Forstwirtschaft für Warenhauptgrup-
pen zu ermitteln hat.

(6) Der bewegliche Teilbetrag ist nach Maß-
gabe der Abs. 4 und 5 durch das Bundesministe-
rium für Finanzen in Schilling je 100 kg Eigen-
gewicht der eingeführten Ware durch Verord-
nung festzusetzen.
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(7) Ändern sich die für die Festsetzung des
beweglichen Teilbetrages maßgeblichen Preise
(§§ 3 und 4) um mehr als 15 v. H. des beweg-
lichen Teilbetrages, so ist dieser neu festzusetzen.

(8) Die Verordnungen nach den vorstehenden
Absätzen sind im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" kundzumachen und treten, sofern nicht
ein späterer Zeitpunkt festgesetzt ist, mit dem
Beginn des auf den Tag ihres Erscheinens fol-
genden Tages in Kraft.

§ 3. (1) Als Inlandspreis gilt:
a) für Weizen und Roggen der Mühlenein-

standspreis, der sich aus der behördlichen
Preisbestimmung für Getreide ergibt;

b) für Mehl und Grieß aus Weizen und
Roggen der Mühlenabgabepreis, der sich
aus der behördlichen Preisbestimmung für
Mahlprodukte ergibt.

(2) Für die im Abs. 1 nicht genannten Ge-
treide-, Mehl- und Grießarten gilt als Inlands-
preis der Durchschnitt der Notierungen an der
Börse für landwirtschaftliche Produkte in Wien
während des dem Zeitpunkt der Festsetzung des
beweglichen Teilbetrages vorangegangenen Kalen-
derhalbjahres; dies gilt auch für die im Abs. 1
genannten Waren, sofern sich für diese der
Mühleneinstandspreis oder der Mühlenabgabe-
preis nicht aus einer behördlichen Preisbestim-
mung ergibt.

(3) Für Zucker, Stärke und Stärkemehl gilt als
Inlandspreis der nach den Bestimmungen des
Zuckergesetzes, BGBl. Nr. 217/1967, oder des
Stärkegesetzes ermittelte Schwellenpreis.

(4) Für Milch (Trockenmilch) gilt als Inlands-
preis der durchschnittliche Fabriksabgabepreis des
dem Zeitpunkt der Festsetzung des beweglichen
Teilbetrages vorangegangenen Kalenderhalb-
jahres.

(5) Die Inlandspreise sind durch das Bundes-
ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie
im Einvernehmen mit den Bundesministerien
für Land- und Forstwirtschaft und für Finanzen
zu ermitteln.

§ 4. (1) Als Auslandspreis für Getreidemehl
und Milch (Trockenmilch) gilt der Durchschnitt
der nachfolgend angeführten Preise für das dem
Zeitpunkt der Festsetzung des beweglichen Teil-
betrages vorhergegangene Kalenderhalbjahr:

a) Für Getreidemehl der Durchschnitt der
Notierungen der Londoner Börse für
Bäckermehl, Brotmehl und Keksmehl;

b) für Milch der Mindestexportpreis der Mit-
gliedstaaten der Organisation für Wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung für die entsprechende Menge Voll-
milchpulver.

(2) Für Zucker, Stärke und Stärkemehl gilt als
Auslandspreis der nach den Bestimmungen des
Zuckergesetzes oder des Stärkegesetzes ermittelte
Frei-Grenze-Preis.

(3) Für die Ermittlung des Auslandspreises
anderer als der in Abs. 1 und 2 genannten Vor-
produkte sind Notierungen, welche die Preis-
situation auf Überschußmärkten wiedergeben,
heranzuziehen. Das gleiche gilt, wenn keine
Notierungen oder Mindestexportpreise nach
Abs. 1 vorliegen.

(4) Die gemäß Abs. 1 bis 3 maßgeblichen Preise
sind durch das Bundesministerium für Handel,
Gewerbe und Industrie im Einvernehmen mit
den Bundesministerien für Land- und Forst-
wirtschaft und für Finanzen zu ermitteln.

(5) Preise in ausländischer Währung sind nach
dem für die Umrechnung zur Ermittlung des
Zollwertes gemäß § 9 Wertzollgesetz 1955, BGBl.
Nr. 60, festgesetzten Kurs (Zollwertkurs) auf
österreichische Schilling umzurechnen.

§ 5. (1) Die Erhebung der Ausgleichsabgabe
obliegt den Zollämtern. Das Bundesministerium
für Finanzen kann durch Verordnung die sach-
liche Zuständigkeit einzelner Zollämter zur Er-
hebung dieser Abgabe ausdehnen oder einschrän-
ken, wenn dies zur Vereinfachung des Verfah-
rens oder zur Vermeidung besonderer Schwierig-
keiten erforderlich ist.

(2) Auf die Erhebung der Ausgleichsabgabe
finden § 6 des Zolltarifgesetzes 1958 und, soweit
in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt
ist, die für den Zoll geltenden gesetzlichen Vor-
schriften sinngemäß Anwendung.

(3) Der Verfügungsberechtigte hat in der
Warenerklärung (§ 52 Zollgesetz 1955) auch alle
für die Erhebung der in diesem Bundesgesetz
geregelten Abgabe erforderlichen Angaben, ins-
besondere über die Menge sowie die Art und
Beschaffenheit der Waren, zu machen, sofern
diese Angaben nicht bereits auf Grund der zoll-
rechtlichen Bestimmungen in der Warenerklärung
gemacht worden sind.

(4) Die Erhebung der Ausgleichsabgabe von
Waren, die aus der Zollfreizone in das übrige
Zollgebiet verbracht werden, richtet sich nach
Art und Beschaffenheit, Menge und Wert dieser
Waren im Zeitpunkt ihrer Einbringung in die
Zollfreizone. Dies gilt auch dann, wenn die
Waren durch eine Behandlung in der Zollfreizone
eine Änderung erfahren haben.

§ 6. Die Bestimmungen des Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommens, BGBl. Nr. 254/1951,
des Übereinkommens zur Errichtung der Euro-
päischen Freihandelsassoziation, BGBl. Nr. 100/
1960, und des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten
der Europäischen Freihandelsassoziation und der
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Republik Finnland, BGBl. Nr . 193/1961, alle in
der jeweils geltenden Fassung, und die sich auf
diese zwischenstaatlichen Abkommen gründenden
Rechtsvorschriften werden durch dieses Bundes-
gesetz nicht berührt. Für Waren, die einem Ver-
tragszollsatz nach diesen Abkommen unterliegen,
ist die Ausgleichsabgabe daher höchstens mit dem
bei Anwendung dieses Vertragszollsatzes zur Er-
hebung gelangenden Betrag festzusetzen.

§ 7. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Finanzen
betraut, sofern die Abs. 2, 3, 4 und 5 nichts
anderes bestimmen.

(2) Mit der Vollziehung des § 1 Abs. 3 lit. b
erster Satz ist das Bundesministerium für Handel,
Gewerbe und Industrie betraut.

(3) Mit der Vollziehung des § 2 Abs. 5 ist das
Bundesministerium für Handel, Gewerbe und
Industrie im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Land- und Forstwirtschaft
betraut.

(4) Mit der Vollziehung der §§ 2 Abs. 3
erster Halbsatz, 3 Abs. 5 und 4 Abs. 4 ist das Bun-
desministerium für Handel, Gewerbe und Indu-
strie im Einvernehmen mit den Bundesministe-
rien für Land- und Forstwirtschaft und für
Finanzen betraut.

(5) Mit der Vollziehung des § 1 Abs. 3 lit. b
zweiter Satz ist das Bundesministerium für Finan-
zen im Einvernehmen mit den Bundesministerien
für Handel, Gewerbe und Industrie und für
Land- und Forstwirtschaft betraut.

§ 8. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Oktober
1967 in Kraft.

Jonas
Klaus Schmitz Bock Schleinzer

ANLAGE
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2 2 0 . Bundesgesetz vom 21. Juni 1967
betreffend die Übertragung der durch
Sicherheitsorgane zu versehenden Grenzüber-
wachung und Grenzkontrolle auf Bedien-

stete der Zollämter und der Zollwache

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die Bediensteten der Zollwache haben
auf Grund der Gesetze alle im Interesse der
Strafrechtspflege notwendigen und keinen Auf-
schub gestattenden vorbereitenden Maßnahmen
zur Verhinderung und Aufklärung gerichtlich
strafbarer Handlungen und zur Ergreifung des
Täters zu treffen, soweit sich der Anlaß zum
Einschreiten bei der Überwachung des mit der
Bundesgrenze übereinstimmenden Teiles der
Zollgrenze ergibt und wegen Gefahr im Verzuge
das Einschreiten der zuständigen Sicherheits-
organe nicht abgewartet werden kann.

(2) Die Bediensteten der Zollwache haben die
zuständige Sicherheitsbehörde von solchen Amts-
handlungen ohne unnötigen Aufschub zu ver-
ständigen und festgenommene Personen sowie
sichergestellte Sachen unverzüglich den zustän-
digen Sicherheitsorganen zu übergeben.

§ 2. (1) Das Bundesministerium für Inneres
hat im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Finanzen durch Verordnung die Grenz-
kontrolle an bestimmten Grenzübergängen in
dem im Abs. 2 bezeichneten Umfang ganz oder
teilweise auf die dort den Abfertigungsdienst
versehenden Bediensteten der Zollämter und der
Zollwache zu übertragen, soweit dies der zweck-
mäßigen, einfachen und kostensparenden Ge-
staltung der Grenzkontrolle dient. Die Verord-
nung ist innerhalb von drei Monaten einver-
nehmlich aufzuheben, wenn eines der beteiligten
Bundesministerien feststellt, daß die Voraus-
setzungen für die Übertragung nicht mehr be-
stehen.

(2) Die Grenzkontrolle im Sinne des Abs. 1
umfaßt die durch Sicherheitsorgane zu voll-
ziehenden Amtshandlungen in Angelegenheiten

a) der Regelung und Überwachung des Ein-
trittes in das Bundesgebiet und des Aus-
trittes aus ihm,

b) des Paßwesens,
c) der Fremdenpolizei,
d) der Verwaltungsübertretungen nach Ar-

tikel VIII Abs. 1 lit. a, b und c des
Einführungsgesetzes zu den Verwaltungs-
verfahrensgesetzen 1950, BGBl. Nr. 172,

soweit sich der Anlaß zum Einschreiten bei der
Dienstverrichtung an Grenzübergängen ergibt.

§ 3. Die Sicherheitsbehörden haben unge-
achtet einer gemäß § 2 Abs. 1 erfolgten Über-
tragung Sicherheitsorgane zur Grenzkontrolle
einzusetzen, wenn dies aus besonderem Anlaß,
insbesondere zur Intensivierung von Fahndungs-

maßnahmen, zur Verhütung strafbarer Hand-
lungen oder zur Verstärkung der Kontrolle an
nicht ständig überwachten Grenzübergängen zeit-
weilig notwendig ist. Hievon ist die zustän-
dige Zolldienststelle vorher zu verständigen, so-
fern nicht Gefahr im Verzuge sofortiges Ein-
schreiten erforderlich macht. Die gemäß § 2
Abs. 1 erfolgte Übertragung wird hiedurch
nicht berührt.

§ 4. Die Bediensteten der Zollämter und der
Zollwache haben auch ohne eine gemäß § 2
Abs. 1 erfolgte Übertragung den Grenzkontroll-
dienst in dem im § 2 Abs. 2 bezeichneten Um-
fang vorübergehend zu versehen, soweit die
ordnungsgemäße Durchführung der Grenzkon-
trolle dadurch gefährdet wird, daß ein damit
betrautes Sicherheitsorgan wegen Gefahr im
Verzuge seinen Dienstplatz zur Verfolgung einer
flüchtenden Person, zur Sicherung der Spuren
einer strafbaren Handlung oder aus anderen
zwingenden Gründen verlassen muß.

§ 5. Die Bestimmungen der §§ 1 bis 4 sind
sinngemäß anzuwenden

a) auf Amtshandlungen an Ankunfts- und
Abfahrtsstellen von Land-, Luft- und
Wasserfahrzeugen, soweit an solchen An-
kunfts- oder Abfahrtsstellen eine Grenz-
kontrolle stattfindet;

b) auf Amtshandlungen in Verkehrsmitteln
an den in lit. a genannten Stellen und
während der Fahrt, soweit die Grenzkon-
trolle in Verkehrsmitteln stattfindet;

c) auf die im Staatsgebiet von Nachbarstaaten
stattfindende Grenzüberwachung und
Grenzkontrolle, soweit dies nach den be-
treffenden Staatsverträgen zulässig ist.

§ 6. (1) Die Bediensteten der Zollämter und
der Zollwache haben bei der Durchführung der
in den §§ 1, 2 Abs. 2 und in den §§ 4 und 5
bezeichneten Amtshandlungen alle Rechte und
Pflichten der Sicherheitsorgane, an deren Stelle
sie einschreiten, und unterstehen in diesen Be-
langen den zuständigen Sicherheitsbehörden.

(2) Die sonstigen Rechte und Pflichten der Be-
diensteten der Zollämter und der Zollwache
werden durch dieses Bundesgesetz nicht berührt.

§ 7. Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes sind betraut:

a) soweit es Maßnahmen im Interesse der
Strafrechtspflege regelt, das Bundesministe-
rium für Justiz im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Finanzen und dem
Bundesministerium für Inneres,

b) im übrigen das Bundesministerium für
Inneres im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für Finanzen.

Jonas
Klaus Hetzenauer Klecatsky Schmitz
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2 2 1 . Bundesgesetz vom 21. Juni 1967,
womit das Finanzausgleichsgesetz 1967 ab-

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

1. § 14 Abs. 1 Z. 8 des Finanzausgleichsgesetzes
1967, BGBl. Nr. 2, hat zu lauten wie folgt:

„8. Abgaben vom Verbrauch von Speiseeis und
von Getränken mit Ausnahme von Bier und
Milch,".

2. § 15 Abs. 3 lit. b des Finanzausgleichsgesetzes
1967, BGBl. Nr. 2, hat zu lauten wie folgt:

„b) die gemäß § 14 Abs. 1 Z. 8 bezeichneten
Abgaben vom Verbrauch von Speiseeis und
von Getränken mit Ausnahme von Bier
und Milch und begrenzt mit 10 v. H. des
Entgeltes;".

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1967
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

222 . Bundesgesetz vom 21. Juni 1967,
mit dem das Punzierungsgesetz neuerlich

abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Punzierungsgesetz, BGBl. Nr. 68/1954, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 184/
1965, wird abgeändert wie folgt:

1. § 1 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
gelten für Edelmetallgegenstände, die im Inland
erzeugt, feilgehalten, gewerbsmäßig oder öffent-
lich (zum Beispiel durch Gerichte oder Verwal-
tungsbehörden) veräußert oder über die Zoll-
grenze eingeführt werden; bei einer Einfuhr im
Reiseverkehr oder im kleinen Grenzverkehr gel-
ten die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes nur
dann, wenn die Edelmetallgegenstände zum
Zwecke des Handels oder zur gewerblichen Ver-
wendung eingeführt werden. In Zollausschluß-
gebieten finden die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes keine Anwendung."

2. Im § 2 haben die Abs. 1 und 2 zu lauten:

„(1) Die Anwendung eines anderen Metallzu-
satzes als Silber und Kupfer muß bei der Vor-

lage der Ware zur Feingehaltsprüfung (§ 6) der
Punzierungsbehörde angezeigt werden. Ein Zu-
satz anderer Metalle ist nur zulässig, wenn da-
durch die Möglichkeit, Feingehaltsprüfungen
vorzunehmen, nicht beeinträchtigt wird.

(2) Edelmetallgegenstände dürfen mit Bestand-
teilen aus anderen Metallen in mechanische Ver-
bindung gebracht werden, wenn die unedlen Me-
tallbestandteile sichtbar oder sonst leicht kennt-
lich bleiben. Die Verbindung darf auch mit
Weichlot aus unedlen Metallen oder mit Klebe-
mitteln organischer Natur hergestellt werden."

3. Im § 2 hat Abs. 5 zu lauten:
„(5) Mit Auflagen versehene Platingegenstände

sind als Platingegenstände, mit Auflagen ver-
sehene Goldgegenstände als Goldgegenstände,
mit Auflagen versehene Silbergegenstände als
Silbergegenstände zu behandeln. Sie dürfen keine
Benennung oder Bezeichnung erhalten, die über
ihr wahres Wesen irreführen könnte; die Angabe
des Feingehaltes der Platin- oder Goldauflage
ist unzulässig. Die Auflage darf nicht so stark
sein, daß die richtige Bestimmung des Feingehal-
tes des Gegenstandes mittels der Strichprobe ver-
hindert wird."

4. § 3 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Der Erzeuger hat auf den von ihm er-

zeugten Edelmetallgegenständen deren Feingehalt
durch die Aufschlagung von Ziffern (Feingehalts-
zahl) anzugeben. Werden Edelmetallgegenstände
ohne Feingehaltszahl vom Erzeuger oder Händ-
ler einer Punzierungsbehörde vorgelegt, so sind
diese dem Einreicher zur Anbringung der Fein-
gehaltszahl zurückzugeben."

5. Im § 10 hat der letzte Satz zu entfallen.

6. § 15 Abs. 1 Z. 2 a hat zu lauten:
„(1) 2. a) Gegenstände aus Platin oder Gold,

die nicht mehr als zwei Gramm und Gegenstände
aus Silber, die nicht mehr als zehn Gramm wie-
gen, sind von der Vorlage zur Feingehaltsprü-
fung und von der Punzierung befreit, bleiben
aber den Bestimmungen der §§ 1 bis 3, im In-
land erzeugte Gegenstände auch den Bestimmun-
gen über die Namenspunze und das Fabriks-
zeichen (§ 4), unterworfen. Die Einhaltung dieser
Vorschrift ist zu überwachen (§ 18). Bei auslän-
dischen Gegenständen erstreckt sich die Über-
wachung auch auf die Einfuhr."

7. § 16 Abs. 4 hat zu entfallen.

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Oktober
1967 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz
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223. Bundesgesetz vom 21. Juni 1967,
mit dem das Kraftfahrzeugsteuergesetz 1952
neuerlich abgeändert wird (Kraftfahrzeug-

steuergesetz-Novelle 1967)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz 1952, BGBl.
Nr. 110, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 179/1954, BGBl. Nr. 52/1958, BGBl. Nr. 83/
1963 und BGBl. Nr. 227/1965, wird abgeändert
wie folgt:

1. Im § 2 Abs. 1 hat die Z. 5 zu lauten:

„5. Zugmaschinen und Motorkarren, die aus-
schließlich in land- und forstwirtschaftlichen Be-
trieben verwendet werden;"

2. Im § 5 Abs. 1 hat die Z. 2 zu lauten:

„2. Personenkraftwagen (ausgenommen Kraft-
omnibusse) sowie Kombinationskraftwagen

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz ist auf alle Kraftfahr-
zeuge anzuwenden, für die eine Steuerpflicht
am 1. Jänner 1968 besteht oder nach dem
31. Dezember 1967 beginnt. Für die Monate
Oktober, November und Dezember 1967 sind
die gemäß § 6 Abs. 1 auf den Kalendermonat
entfallenden Jahreszwölftel nach den vor dem
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesge-
setzes geltenden Jahressteuerbeträgen zu entrich-
ten.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz

224. Bundesgesetz vom 21. Juni 1967,
mit dem das Bundesgesetz, betreffend die
Finanzierung der Autobahn Innsbruck—

Brenner, geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz, betreffend die Finanzierung
der Autobahn Innsbruck—Brenner, BGBl.
Nr. 135/1964, wird in folgender Weise geändert:

1. § 1 hat zu lauten:

„§ 1. Der Bund hat für die Benützung der mit
Bundesgesetz vom 3. Juni 1964, BGBl. Nr. 134,
als Autobahn erklärten Strecke Innsbruck—
Brenner ein Entgelt zu verlangen. Dieses ist in
allgemeinen Richtlinien nach Fahrzeuggattung
und Entfernung festzusetzen. Die Höhe des
Entgeltes kann auch von anderen Merkmalen
abhängig gemacht werden, insoweit dies im
Interesse der Wirtschaftlichkeit des Straßenbe-
triebes geboten ist."

2. § 3 hat zu lauten:

„§ 3. (1) Der Bundesminister für Finanzen
wird ermächtigt, für die im In- und Ausland
durchzuführenden Finanzoperationen (Auf-
nahme von Anleihen, Darlehen und sonstigen
Krediten) der Brenner Autobahn AG. Haftungen
namens des Bundes als Bürge und Zahler (§ 1357
des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches) zu
übernehmen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf von
der in Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur dann
Gebrauch machen, wenn

a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag (Ge-
genwert) der Haftungen den Betrag von
2400 Millionen Schilling zuzüglich Zinsen
und Kosten nicht übersteigt,

b) die Finanzoperation im Einzelfall den Be-
trag (Gegenwert) von 500 Millionen Schil-
ling zuzüglich Zinsen und Kosten nicht
übersteigt,

c) der nominelle Zinsfuß, bezogen auf ein
Jahr, bei Zinszahlungen im nachhinein
nicht mehr als 3 v. H. über dem im Zeit-
punkt der Finanzoperation geltenden Zins-
fuß für Eskontierungen der Oesterreichi-
schen Nationalbank (§ 48 Abs. 4 des
Nationalbankgesetzes, BGBl. Nr. 184/1955)
beträgt,

d) die Laufzeit der Finanzoperation 25 Jahre
nicht übersteigt,



1344 53. Stück — Ausgegeben am 14. Juli 1967 — Nr. 225 und 226

e) die prozentuelle Gesamtbelastung unter
Zugrundelegung der folgenden Formel
nicht mehr als 9% beträgt:

f) falls eine vorzeitige Kündigung der Anlei-
hen, Darlehen und sonstigen Kredite ver-
einbart ist, auch bei Kündigung die pro-
zentuelle Gesamtbelastung gemäß lit. e
nicht überschritten wird,

g) die Finanzoperation in Schillingen, US-
Dollar, Französischen Franken, Schweizer
Franken, Deutschen Mark, Englischen
Pfunden, Belgischen Franken, Holländi-
schen Gulden, Schwedischen Kronen, Italie-
nischen Lire oder Kanadischen Dollar er-
folgt.

Wird der Bund aus der Haftung in Anspruch ge-
nommen, so sind die Aufwendungen hiefür aus
dem Ertrag der Bundesmineralölsteuer zu be-
streiten.

(3) Wird die Haftung des Bundes für Fremd-
währungsbeträge übernommen, so sind diese zu
den im Zeitpunkt der Haftungsübernahme von
der Oesterreichischen Nationalbank verlautbarten
Geldkursen für Devisen auf die genannten
Höchstbeträge anzurechnen."

3. Im § 4 sind an Stelle der Worte „für Handel
und Wiederaufbau" die Worte „für Bauten und
Technik" zu setzen.

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
hinsichtlich des Artikels I Z. 1 ist das Bundesmini-
sterium für Bauten und Technik im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Finan-
zen und hinsichtlich des Artikels I Z. 2 das Bun-
desministerium für. Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Schmitz Kotzina

2 2 5 . Bundesgesetz vom 23. Juni 1967,
mit dem das Fernsprechbetriebs-Investitions-

gesetz abgeändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Fernsprechbetriebs-Investitionsgesetz,
BGBl. Nr. 26/1964, wird wie folgt abgeändert:

1. Der § 1 hat zu lauten:

„§ 1. Das Bundesministerium für Verkehr und
verstaatlichte Unternehmungen wird ermächtigt,
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Finanzen zur Vollautomatisierung und Er-
weiterung des österreichischen Fernsprechnetzes
bei den hiefür in Frage kommenden Unter-
nehmungen in den Jahren 1964 bis 1972 Bestel-
lungen im Höchstausmaß von insgesamt
10.934 Millionen Schilling zu vergeben, wovon
618 Millionen Schilling bereits im Bundesfinanz-
gesetz 1964 bei Kapitel 28 Titel 1 vorgesehen
sind."

2. Der § 2 hat zu lauten:

„§ 2. Zur Begleichung der von den Unter-
nehmungen vorgelegten Rechnungen sind jene
Mehreinnahmen an Fernsprechgebühren zu ver-
wenden, die in den Jahren 1965 bis 1967 über
den Betrag von 1680 Millionen Schilling und ab
dem Jahre 1968 über den Betrag von 2000 Mil-
lionen Schilling hinaus anfallen. Zu diesem Zweck
ist in Höhe dieser Mehreinnahmen — die in den
Bundesvoranschlägen bei Kapitel 78 getrennt zu
veranschlagen sind — ein gleichhoher zweck-
gebundener Ausgabenansatz bei Kapitel 78 vor-
zusehen."

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1968
in Kraft.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Verkehr und ver-
staatlichte Unternehmungen im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Finanzen be-
traut.

Jonas
Klaus Weiß Schmitz

2 2 6 . Verordnung der Bundesregierung
vom 20. Juni 1967, womit eine Geschäftsord-
nung des Landesverteidigungsrates erlassen

wird

Auf Grund des § 5 Abs. 6 des Wehrgesetzes,
BGBl. Nr. 181/1955, wird mit Zustimmung des
Hauptausschusses des Nationalrates verordnet:

§ 1. (1) Der Landesverteidigungsrat ist vom
Bundeskanzler einzuberufen.

(2) Begehren mindestens zwei Mitglieder des
Landesverteidigungsrates dessen Einberufung, so
hat der Bundeskanzler den Landesverteidigungs-
rat binnen 14 Tagen einzuberufen.

§ 2. (1) Der Bundeskanzler hat zu den Sitzun-
gen des Landesverteidigungsrates den Vizekanz-
ler, den Bundesminister für Landesverteidigung,
den vom Bundesminister für Landesverteidigung
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bestimmten Beamten des Bundesministeriums für
Landesverteidigung, den Generaltruppeninspek-
tor und die von den im Hauptausschuß des
Nationalrates vertretenen politischen Parteien in
den Landesverteidigungsrat entsandten Vertreter
zu laden. Sofern es der Gegenstand der Beratung
erfordert, sind außerdem die ansonsten jeweils
sachlich beteiligten Bundesminister (Staatssekre-
täre) zu laden.

(2) Zu den Sitzungen des Landesverteidigungs-
rates hat der Bundeskanzler außer den im Abs. 1
genannten Mitgliedern einen Beamten der Präsi-
dentschaftskanzlei als Beobachter zu laden.

(3) Bedarf es zur Beratung besonderer Fragen
der Beiziehung von Sachverständigen, so hat der
Bundeskanzler diese zu den jeweiligen Sitzungen
des Landesverteidigungsrates zu laden.

§ 3. (1) Den Mitgliedern des Landesverteidi-
gungsrates sowie dem als Beobachter zu ladenden
Beamten der Präsidentschaftskanzlei sind mit der
Einladung die Tagesordnung der Sitzung sowie
allfällige, zur Behandlung in dieser Sitzung beim
Bundeskanzler schriftlich eingebrachte Anträge
bekanntzugeben. Werden den Anträgen schrift-
liche Unterlagen beigegeben, sind auch diese, so-
weit Gründe der Geheimhaltung nicht entgegen-
stehen, den Mitgliedern des Landesverteidigungs-
rates bekanntzugeben.

(2) Die Einladungen sind den Mitgliedern des
Landesverteidigungsrates sowie dem als Beob-
achter zu ladenden Beamten der Präsidentschafts-
kanzlei in der Regel zwei Wochen vor der
Sitzung zuzustellen.

§ 4. (1) Die Mitglieder des Landesverteidi-
gungsrates werden vor Antritt ihres Amtes vom
Bundeskanzler angelobt.

(2) Die Beratungen des Landesverteidigungs-
rates sind vertraulich.

(3) Gegenstand der Beratungen des Landesver-
teidigungsrates sind:

1. Militärische Angelegenheiten, die nach An-
sicht des Bundeskanzlers, des Bundesministers für
Landesverteidigung oder von mindestens zwei
der dem Landesverteidigungsrat angehörenden
Vertreter der politischen Parteien von grund-
sätzlicher Bedeutung sind,

2. Angelegenheiten, die über die Zuständigkeit
des Bundesministeriums für Landesverteidigung
hinausgehen,

3. Ausarbeitung von Empfehlungen für Maß-
nahmen in Angelegenheiten der Landesverteidi-
gung.

§ 5. (1) Den Vorsitz im Landesverteidigungs-
rat führt der Bundeskanzler.

(2) Der Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt
nach Erschöpfung der Tagesordnung die Sitzung.

(3) Der Vorsitzende kann auch die Sitzung für
kurze Zeit unterbrechen oder auf einen anderen
Tag, der nach Tunlichkeit sogleich festzusetzen
ist, vertagen.

§ 6. Berichterstatter ist jenes Mitglied des Lan-
desverteidigungsrates, auf dessen Vorschlag der
Beratungsgegenstand auf die Tagesordnung ge-
setzt wurde, sofern der Landesverteidigungsrat
nichts anderes beschließt.

§ 7. (1) Der Landesverteidigungsrat gibt seiner
Meinung in Form von Beschlüssen Ausdruck.

(2) Der Landesverteidigungsrat ist beschluß-
fähig, wenn mehr als die Hälfte der eingeladenen
Mitglieder des Landesverteidigungsrates anwe-
send ist.

(3) Für eine Beschlußfassung ist die Mehrheit
der Stimmen erforderlich.

§ 8. Die vom Landesverteidigungsrat gefaßten
Beschlüsse sind in einem Protokoll festzuhalten.

§ 9. Die Beschlüsse des Landesverteidigungs-
rates sind dem Bundesministerium für Landes-
verteidigung, soweit sie sich ausschließlich auf
militärische Angelegenheiten beziehen, auch der
Präsidentschaftskanzlei schriftlich zuzuleiten. In-
soweit die Beschlüsse des Landesverteidigungs-
rates sich auf andere als militärische Angelegen-
heiten beziehen, sind sie auch dem jeweils betrof-
fenen Bundesministerium schriftlich zuzuleiten.

§ 10. Das Bundeskanzleramt hat dem Landes-
verteidigungsrat das notwendige Personal zur
Verfügung zu stellen und den erforderlichen
Sachaufwand zu tragen.

§ 11. Die Mitglieder des Landesverteidigungs-
rates, der Beobachter der Präsidentschaftskanzlei
sowie die allenfalls beigezogenen Sachverstän-
digen üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus.

§ 12. Mit Inkrafttreten dieser Verordnung
tritt die Verordnung der Bundesregierung vom
20. Dezember 1955, BGBl. Nr. 5/1956, womit
eine Geschäftsordnung des Landesverteidigungs-
rates erlassen wird, außer Kraft.

Klaus Bock Hetzenauer Klecatsky
Piffl Rehor Schmitz
Weiß Prader Tončić Kotzina
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